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Wir wünschen allen  
Kolleginnen und  
Kollegen und  
ihren Familien

frohe Weihnachten  
und ein glückliches  
Neues Jahr 2019.
Ihre BSBD  
Bundesleitung
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Aktuelle Presseerklärung des BSBD-Landesvorsitzenden 
an dpa vom 7. November 2018
Strafvollzugsexperte warnt vor  
falschen Erwartungen und einer 
andauernden Überlastung

Vor dem Hintergrund der anhaltenden 
öffentlichen Debatte um eine hohe Zahl 
an nicht vollstreckten Haftbefehlen auf 
Bundes- und auf Landesebene warnt 
der Landesvorsitzende der Gewerk-
schaft Strafvollzug BSBD, Alexander 
Schmid, der selbst seit 1991 im Justiz-
vollzug tätig ist, vor einer vollkommen 
falschen Sicht auf die aktuelle Hand-
lungsfähigkeit des Strafvollzuges in 
Baden-Württemberg.

„Auch wenn die gehandelten Zahlen 
von bis zu 20.000 Haftbefehlen natür-
lich nicht gleichbedeutend mit einer 
Inhaftierungswelle sein können, kann 
ich nicht umhin, ihnen klar zu sagen, 
dass zumindest der Justizvollzug in 
BW auch nicht ansatzweise in der Lage 
wäre, diese Aufgabe der zusätzlichen 
Inhaftierung einer größeren Zahl von 
Menschen zu bewältigen. Weder sind 
die notwendigen Haftplätze vorhan-
den, noch auch nur annähernd das not-
wendige Personal.

Schon jetzt fehlen uns ca. 1.000 Haft-
plätze (also zwei große Haftanstalten) 
und mindestens 300 Personalstellen in 
Baden-Württemberg. Dies ist keine ge-

werkschaftliche Schwarzmalerei, son-
dern auch in der Landtagsdrucksache 
16/4868 vom 27.09.2018 so nachzule-
sen.

„Wer also heute davon träumt, dass 
aufgrund einer besser ausgestatteten 
Polizei und besser aufgestellter Ge-
richte, die es natürlich verdient haben 
verstärkt zu werden, „Alles gut wird“, 
der liegt falsch“. Die Gefängnisse im 

Land stehen am Rande des Kollaps, und 
die Beschäftigten brechen uns immer 
mehr aufgrund der anhaltenden Dau-
erbelastung weg.... Krankheitszahlen, 
die nur noch die Richtung nach oben 
steigend kennen (ca. 25 Tage pro Jahr 
im uniformierten Dienst) sind hier ein 
untrügliches Zeichen dafür“.

„Ich will aber klar betonen, diese Si-
tuation ist eine „Gemeinschaftsproduk-
tion“ vieler Parteien und Beteiligten 
über viele Jahre, als das Thema Sicher-
heit halt nicht so „en vogue“ war. Zwar 
versucht Minister Wolf mit Engage-
ment das Ruder herumzureißen, aber 
ich habe die Befürchtung, dass er nicht 
die notwendige flächendeckende Un-
terstützung der politisch Verantwort-
lichen ( z. B. in der Haushaltskommis-
sion ) erhalten wird. Zum Schwur wird 
es also dann kommen, wenn es um den 
Haushalt geht und um eine überfällige 
Verstärkung und Reform des Strafvoll-
zuges“.

Das Schlimme ist, dass der einzelne 
Mitarbeiter im Justizvollzug den poli-
tischen Scherbenhaufen der vergange-
nen Legislaturperioden nun aufkehren 
darf und dazu gefühlt von der Politik 
nicht mal Besen und Schaufel an die 
Hand bekommt, sondern es mit den 
bloßen Händen tun darf“.

Alexander Schmid, Landesvorsitzender BSBD 
Baden-Württemberg. � Foto: BSBD BW

Steter Dialog des BSBD mit CDU-Fraktion zahlt sich aus

Vorsitzender Schmid wird zu Haushaltsplanungen informiert
Im Rahmen der Verhandlungen zu 
einem Nachtrag zum Doppelhaus-
halt 2018/19 hat sich die CDU-Land-
tagsfraktion mit einem erläuternden 
Schreiben an den BSBD-Landesvor-
sitzenden Alexander Schmid ge-
wandt. Die Inhalte des Schreibens 
sind aber sicher auch für alle Mitglie-
der des BSBD sehr interessant. Daher 
veröffentlichen wir das Schreiben 
hier in unserem baden-württember-
gischen Landesteil.

Bitte beachten Sie, dass die im Schrei-
ben angesprochenen Änderungen bei 
der Höhe des Anwärtersonderzuschla-
ges nur für die Bereiche Werkdienst 
und Pflegedienste vorgesehen sind.

Im Vollzugsdienst des Justizvollzuges 
ist entgegen unseren Forderungen auf 
mindestens 60 % die Höhe unverändert 
mit 55 % veranschlagt, jedoch wurde 
unserer langjährigen Forderung nach 
Wegfall bzw. deutlicher Korrektur der 
„Altersgrenze von 27 Jahren“ Rechnung 

BSBD-Landesvorsitzender Alexander Schmid mit Prof. Dr. Wolfgang Reinhart, Fraktionsvorsitzender 
der CDU. � Foto: CDU-Fraktion BW

getragen. Die Entwürfe zur Änderung 
der „Anwärtersonderzuschlagsverord-
nung“ und des Landesbesoldungsge-
setzes befinden sich beide in der parla-
mentarischen Beratung und wir gehen 

in beiden Fällen von einer Wirksamkeit 
ab dem Jahr 2019 aus. Wir freuen uns 
jedenfalls, ihnen hier positive Ergeb-
nisse unserer Arbeit präsentieren zu 
können.� Alexander Schmid
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Am Rande des Parteitages der GRÜNEN in Konstanz am 06.10.2018

Gespräch mit MdL Andreas Schwarz

Samstag hin – Samstag her: Landes-
vorsitzender Alexander Schmid hat 
sich am 6. Oktober 2018 gerne die 
Zeit für einen Besuch des Parteitages 
der GRÜNEN in Konstanz genommen. 

Und obwohl dort natürlich ganz andere 
Themen im Vordergrund standen (wie 
z. B. Wohnen und bezahlbarer Wohn-
raum), die aber ganz sicher auch die 
Beschäftigten des Justizvollzuges als 
ebenfalls häufig Betroffene tangieren, 
führte er ein längeres Gespräch mit dem 
Fraktionsvorsitzenden der GRÜNEN im 
Landtag von Baden-Württemberg, MdL 
Andreas Schwarz. Der Abgeordnete 
Schwarz hatte kurz zuvor zusammen 

Herrn Landesvorsitzenden
Alexander Schmid
Bund der Strafvollzugsbediensteten
Deutschlands im dbb
23. Oktober 2018/TB

Nachtrag zum Staatshaushaltsplan 
von Baden-Württemberg für die 
Haushaltsjahre 2018 und 2019

Sehr geehrter, lieber Herr Schmid, 
sehr geehrte Damen und Herren,
die Landesregierung hat nach vorher-
gehenden Verhandlungen mit den Re-
gierungsfraktionen am 23. Oktober 
2018 beschlossen, den Entwurf eines 
Gesetzes über die Feststellung eines 
Nachtrags zum Staatshaushaltsplan 
von Baden-Württemberg für die Haus-
haltsjahre 2018 und 2019 in den Land-
tag einzubringen. Mit einer endgültigen 
Beschlussfassung des Nachtragshaus-
halts durch den Landtag ist für den 12. 
Dezember 2018 zu rechnen.

Der CDU-Landtagsfraktion ist es nach 
der Schaffung von 151 Neustellen für 
Justizvollzugsbedienstete in den Jahren 
2018 und 2019 in den Verhandlungen 
erneut gelungen, den Justizvollzug 
durch verschiedene Maßnahmen zu 
stärken.

Für die Ausbildung in den mittleren 
Diensten des Justizvollzuges stehen im 
Jahr 2019 insgesamt 350 Anwärterstel-
len zur Verfügung. Der derzeit aufgrund 
von Neustellen und hoher Fluktuation 
besonders hohe Ausbildungsbedarf er-
fordert zur zeitnahen Ausbildung eine 
Erhöhung der Anwärterstellen. Die Ein-
stellung eines Mehrbetrags von 627.000 
Euro in den Nachtragshaushalt ermög-
licht es, 30 Anwärterstellen im Justiz-
vollzug zusätzlich zu schaffen.

Die Schaffung von Anwärterstellen 
alleine genügt jedoch nicht. Aus vielen 
Gesprächen mit Ihnen und weiteren 
Vollzugspraktikern wissen wir, dass es 
unabdingbar ist, die finanziellen Rah-
menbedingungen zu verbessern, um 
die dringend benötigten und entspre-
chend qualifizierten Anwärter für den 
Strafvollzug zu gewinnen. 

Im Zuge von Umschichtungen der Be-
amten- zu den Anwärterbezügen wird 
daher der Anwärtersonderzuschlag für 
Obersekretäranwärter sowie für Ober-

werkmeisteranwärter von aktuell 55 
auf 70 Prozent des Anwärtergrundbe-
trages angehoben werden. Für diese In-
vestition in die Zukunft des Justizvoll-
zugs wird das JuM im kommenden Jahr 
640.000 Euro aufwenden.

Wie Sie, sehr geehrter Herr Schmid, 
wissen, ist der CDU-Landtagsfraktion 
auch die Angleichung der medizi-
nischen Versorgung der Gefangenen 
an den Standard der gesetzlichen Kran-
kenversicherung ein wichtiges Anlie-
gen. So ist es der Fraktion gelungen, 
die ärztliche Versorgung der Gefange-
nen im Nachtragshaushalt mit 600.000 
Euro im Jahr 2018 und 800.000 Jahr im 
kommenden Jahr zu stärken.

Den Weg zur weiteren Verbesserung 
der Arbeits- und Unterbringungssitua-
tion in den Justizvollzugsanstalten des 
Landes Baden-Württemberg möchten 

wir auch im Zuge des nächsten Dop-
pelhaushalts gemeinsam mit Ihnen ge-
hen. Das Erreichen wichtiger Etappen 
verlangt es auch, innezuhalten und 
zurückzublicken: Ohne Ihr unermüd-
liches Engagement, Ihre Offenheit und 
Ihre fachliche Expertise hätten wir dies 
nicht geschafft. Wir bedanken uns da-
her recht herzlich für die ausgezeichne-
te Zusammenarbeit und Ihre konstruk-
tive Mitwirkung in der Arbeitsgruppe 
„Moderner Strafvollzug“ und verblei-
ben mit freundlichen Grüßen

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL, 
Fraktionsvorsitzender
Dr. Bernhard Lasotta MdL,  
Rechtspolitischer Sprecher
Tobias Wald MdL,  
Finanzpolitischer Sprecher
Karl Zimmermann MdL,  
Strafvollzugsbeauftragter

mit MdL Filius die Justizvollzugsanstalt 
Adelsheim besucht und war sichtlich 
bewegt von dem tiefen Einblick in den 
Justizvollzug, der ihm dort gewährt 
worden war. „Da müssen wir etwas tun, 
Herr Schmid“ waren seine Worte, die 
sich pauschal auf notwendige Verbes-
serungen im Justizvollzug bezogen und 
die sicher auch Folge der zwei voraus-
gegangenen Gespräche des Landesvor-
standes mit MdL Schwarz waren. 

Gut so, wir werden die Unterstützung 
gerne einfordern, das schon termi-
nierte Gespräch des Landesvorstandes 
mit den GRÜNEN wird sicher Gelegen-
heit geben, die weitere Vorgehensweise 
und unsere Zielsetzungen zu erörtern.

Mehrfachgeneralagentur Finanzvermittlung 
Andreas Wendholt  
Prälat-Höing-Str. 19 · 46325 Borken-Weseke

0800 - 8664422

BSBD-Chef  
Alexander  
Schmid mit  
Fraktionschef 
Andreas  
Schwarz MdL. �  
Foto: BSBD BW
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Anwärtersonderzuschläge werden deutlich verbessert
BSBD erreicht weitere Verbesserungen für den Justizvollzug

In vielen Gesprächen der letzten Jah-
re – so auch am 6. Oktober 2016 (s. 
Foto) – hatte der BSBD auf die sich 
deutlich abzeichnenden Probleme bei 
der Gewinnung von Nachwuchs für 
den ohnehin schon personell arg stra-
pazierten Justizvollzug hingewiesen. 

In keinem der Gespräche, die unter 
anderem mit dem Justizminister, den 
Fraktionen der Grünen, CDU, SPD und 
FDP stattgefunden hatten, hatte es der 
BSBD versäumt, in diesem Zusammen-

hang auch auf die notwendige deut-
liche Anpassung der Anwärtersonder-
zuschläge und der Bezugsregelungen 
hierzu, hinzuweisen. Sowohl eine Er-
höhung des Anwärtersonderzuschlages 
für Bereiche, die eine besondere vor-
herige Qualifikation erfordern (Werk-
dienst und Krankenpflege- und So-
zialtherapie-Bereich) als auch auf die 
Notwendigkeit, die Altersbeschränkung 
für den Bezug im Bereich des Vollzugs-
dienstes im Justizvollzug abzuschaf-
fen, wurde fortwährend hingearbeitet. 

Dass im Zuge der jetzt eingehenden 
Informationen auch die Einführung des 
Anwärtersonderzuschlages für den Be-
reich des Abschiebehaftvollzugsdiens-
tes kommen soll, freut uns als gewerk-
schaftliche Vertretung der Kolleginnen 
und Kollegen im Abschiebehaftvollzug 
in Pforzheim sehr. Der BSBD hätte sich 
auch schon jetzt eine moderate Anhe-
bung des Anwärtersonderzuschlages 
für den Vollzugsdienst im Justizvoll-
zug von 55 % auf 60 % gewünscht, aber 
auch da werden wir mit Sicherheit wei-
ter am Ball bleiben.

Wir danken allen Beteiligten, insbe-
sondere aber Herrn MdL Sascha Bin-
der und dem Arbeitskreis Justiz der 
SPD-Fraktion, die uns bei diesem An-
liegen immer sehr intensiv unterstützt 
hatten. Es freut uns, dass ganz offen-
sichtlich die Worte und die fundierten 
Argumente des BSBD erneut auf breite 
Zustimmung gestoßen sind. Ein wei-
terer kleiner Schritt in der Entwick-
lung des Justizvollzuges hin zu einem 
zukunftsfähigen elementaren Teil der 
„Sicherheitsarchitektur Baden-Württ-
emberg“ ist getan. 

Es gilt weiterhin der Leitspruch, dass 
es nicht darauf ankommt, die Zukunft 
vorherzusagen, sondern auf sie vorbe-
reitet zu sein. � Alexander Schmid

Von links:  
Rainer Stickel
berger MdL, 
Sascha Binder 
MdL, BSBD-Lan-
desvorsitzender 
Alexander  
Schmid und 
Ernst Kopp MdL.  
Foto:  
BSBD LV

Den Justizvollzug vor Ort und hautnah erleben
Landtagsabgeordnete der GRÜNEN zu Besuch im Justizvollzug am 18. September 2018

Die Justizvollzugsanstalt Konstanz 
war Ziel der beiden Landtagsabge-
ordneten Nese Erikli und Jürgen Fi-
lius, die beide der Fraktion Bündnis 
90/Die GRÜNEN angehören. MdL 
Nese Erikli war hierbei in ihrer Funk-
tion als lokale Abgeordnete der GRÜ-
NEN für Konstanz und MdL Jürgen 
Filius als Strafvollzugsbeauftragter 
der Landtagsfraktion der GRÜNEN 
anwesend.

Beide Abgeordnete nahmen sich viel 
Zeit für die Themen des Justizvollzuges. 
So konnten neben der Anstaltsleitung 
auch Vollzugsdienstleitung, Personal-
rat, Sozialdienst und nicht zuletzt die 
Beauftragte für Chancengleichheit auf 
die Fragen der Abgeordneten kompe-
tent Antwort geben. Auf Wunsch und 
Einladung von MdL Filius war auch der 
Landesvorsitzende des BSBD, Alexand-
er Schmid, beim Gespräch und bei der 
sich anschließenden Führung durch die 
Justizvollzugsanstalt dabei. Insbeson-
dere Frau Erikli zeigte sich bei ihrem 

ersten Besuch einer Justizvollzugsan-
stalt sehr beeindruckt von den Gege-
benheiten und den sehr angespannten 
Arbeits- und Rahmenbedingungen, die 
nicht nur den Alltag in der Justizvoll-
zugsanstalt Konstanz kennzeichnen. 
BSBD-Chef Schmid machte aus seiner 
Hoffnung nach einer zügigen Reform 
des Justizvollzuges gerade auch vor 
dem Hintergrund einer ausgezeich-
neten Finanzlage im Land und dem 

nahenden Doppelhaushalt 2020/21 
keinen Hehl. Es gelte, den schon jetzt 
sich abzeichnenden Kurs einer „nach-
haltigen Reform des Justizvollzuges“ 
gerade auch mit Blick auf die aktuellen- 
und kommenden Herausforderungen 
zu gehen. Hier seien die GRÜNEN – als 
in der Regierungsverantwortung be-
findlich – nunmehr aufgerufen, in ihrer 
Rolle als Regierungspartei auch tätig zu 
werden und zu „liefern“.

Von links: 
BSBD Chef 
Alexander 
Schmid, 
MdL Nese 
Erikli,  
MdL Jürgen 
Filius  
und VwL 
Schöwe. �  
Foto: 
BSBD BW
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PM des JuM 3. September 2018

Telemedizin in Justizvollzugsanstalten des Landes
Minister der Justiz und für Europa Guido Wolf stellt bundesweit einmaliges Pilotprojekt vor

Guido Wolf: „Die Telemedizin hat ein 
großes Potenzial, unsere Bedienste-
ten im Justizvollzugsdienst zu ent-
lasten und die medizinische Versor-
gung der Gefangenen zu verbessern.“

Baden-Württembergs Minister der Jus
tiz und für Europa, Guido Wolf, hat am 
3. September 2018 das bundesweit ein-
malige Pilotprojekt zur Erprobung der 
Telemedizin in Justizvollzugsanstalten 
des Landes vorgestellt. Wolf erläuterte 
das Projekt in der Justizvollzugsanstalt 
Stuttgart gemeinsam mit dem Präsi-
denten der Landesärztekammer Baden-
Württemberg, Dr. Ulrich Clever, und 
dem Vertreter des beauftragten Tele-
medizindienstleisters, Prof. Dr. Martin 
Scherer.

Minister Wolf sagte: „Die medizi-
nische Versorgung gestaltet sich ins-
besondere in den Abend- und Nacht-
stunden sowie an Wochenenden und 
Feiertagen nicht einfach.“ Aber auch 
die Ausführungen zu Ärzten außerhalb 
der Justizvollzugsanstalten seien mit 
einem enormen Personal- und Kosten-
aufwand verbunden und begründen 
zugleich ein Sicherheitsrisiko. 

„Die Telemedizin hat ein großes Po-
tenzial, unsere Bediensteten im Justiz-
vollzugsdienst zu entlasten und die 
medizinische Versorgung der Gefan-
genen zu verbessern. Schon nach den 
Erfahrungen der ersten Wochen mit 
einer Vielzahl erfolgreich abgeschlos-
sener telemedizinischen Behandlungen 
lässt sich sagen, dass wir hier auf einem 

sehr guten Weg sind.“ Der Präsident der 
Landesärztekammer Baden-Württem-
berg, Dr. Ulrich Clever, erklärte: „Im 
Sommer 2016 haben wir – bundesweit 
als Vorreiter – unsere Berufsordnung 
geändert, um die ausschließliche ärzt-
liche Fernbehandlung im Rahmen von 
Modellprojekten zu ermöglichen.“ 

Als Genehmigungsinstanz für Modell-
projekte lege die Landesärztekammer 
Baden-Württemberg bei ausschließ-
lichen ärztlichen Fernbehandlungen 
größten Wert auf Patienten- und Da-
tensicherheit sowie Qualität. Ärztinnen 
und Ärzte würden für die besondere 
Behandlungssituation und Zielgruppe 
speziell geschult. Zudem seien wissen-
schaftliche Begleitevaluationen zwin-

gend, betont Kammerpräsident Dr. 
Clever. Die Telemedizin lässt sich mit 
dem im Justizvollzug des Landes be-
reits flächendeckend umgesetzten und 
bewährten Videodolmetschen kombi-
nieren. Die Justiz Baden-Württemberg 
wird damit ihrer Vorreiterrolle in Sa-
chen Digitalisierung abermals gerecht. 
Guido Wolf: „Die Chancen der Digita-
lisierung sind gewaltig und es liegt an 
uns, diese zu nutzen. 

Wir haben im Land mit diesem bun-
desweit einzigartigen Modellprojekt 
unsere Offenheit für technische Inno-
vationen mit unserem Sinn für prag-
matische Lösungen verknüpft. Dafür 
gilt auch der Landesärztekammer mein 
herzlicher Dank!

Darlehen für:  Beamte auf Lebenszeit/Probe • Angestellte • Pensionäre bis 58 Jahre • alle Tarifbeschäftigte im öffentlichen Dienst

Persönliche Sofortberatung:

Vermittelt: Karin Jaeckel . Am Husalsberg 3 . 30900 Wedemark . Tel. 05130 - 97572-30 . Fax 05130 - 97572-59 . E-Mail jaeckel@beamtendarlehen-center.de

www.beamtendarlehen-center.deTOP - KONDITIONEN
Darlehen für: Beamte auf Lebenszeit/Probe • Angestellte • Pensionäre bis 80 Jahre • alle Tarifbeschäftigte im öffentlichen Dienst

Vermittelt: Karin Jäckel · Am Husalsberg 3 · 30900 Wedemark · Tel. 05130/97572-30 · Fax 05130/97572-59 · E-Mail: jaeckel@beamtendarlehen-center.de

Weitere Informationen:
Das Pilotprojekt ist seit Juni dieses Jahres schrittweise bei sechs Justizvollzugs-
anstalten des Landes an den Start gegangen. Der Dienstleister gewährleistet 
die Zuschaltung eines Allgemeinarztes und eines Psychiaters innerhalb weni-
ger Minuten zu jeder Tages- und Nachtzeit an jedem Wochentag. Die Behand-
lung der Gefangenen vor Ort erfolgt in den Krankenabteilungen der Anstalten. 
Dort werden die Gefangenen von Mitarbeitern des Krankenpflegedienstes un-
mittelbar betreut. Der Krankenpflegedienst kann bei Bedarf als verlängerter 
Arm des Telemediziners bei der Diagnostik und der Behandlung tätig werden. 
Die Kosten des sechsmonatigen Modellprojekts und die zwingende wissen-
schaftliche Begleitstudie belaufen sich auf ca. 470.000 Euro.

Ein Videomediziner (Mitte), eine Krankenpflegekraft und ein Mitarbeiter der Justizvollzugsanstalt 
(rechts) in der Rolle des Häftlings simulieren eine Behandlungssituation in der Justizvollzugsanstalt 
Stammheim. � Foto: dpa
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Ministerium der Justiz und für Europa Baden-Württemberg, Pressestelle

Gewalt in Gefängnissen
Zu dem sehr problematischen Themenbereich „Gewalt in Justizvollzugsan-
stalten“ hat die Pressestelle des JuM am 10. August 2018 dem SWR Baden-
Württemberg folgende Informationen zur Verfügung gestellt:

Aktuelle Zahlen:

  2016 2017 2018  
(bis 30.6.)

insgesamt

Angriffe auf Bedienstete 32 22 17 71

Widersetzlichkeiten 
mehrerer Gefangener und 
Versuche hierzu

2 0 0 2

Vorsätzliche 
Misshandlungen unter 
Gefangenen

75 87 32 194

Sicherstellungen von 
Betäubungsmitteln

189 221 103

(25.7.18)

513

insgesamt 298 330 152 780

Angriffe auf Bedienstete werden nur 
erfasst, wenn sie ernstlicher Art sind, 
insbesondere eine Dienstunfähigkeit 
zur Folge haben. Bei vorsätzlichen 
Misshandlungen unter Gefangenen er-
folgt eine Erfassung, wenn die Folgen 
erheblich sind, insbesondere eine Ar-
beitsunfähigkeit eingetreten ist.

Erscheinungsformen der Gewalt 
unter Gefangenen und der Gewalt ge-
gen Justizvollzugsbedienstete sind im 
Rahmen einer verfassungskonformen 
Vollzugsgestaltung, die auf eine ge-

meinsame Unterbringung während der 
Arbeit und der Freizeit ausgerichtet ist, 
leider nicht vollständig zu verhindern. 
Die besondere Herausforderung des 
Justizvollzugs besteht darin, Gewalt-
tätigkeiten jedweder Art unter Gefan-
genen rechtzeitig zu erkennen und zu 
unterbinden. Hierzu werden umfang-
reiche präventive und – wo nötig – auch 
repressive Maßnahmen ergriffen. Das 
deeskalierende Vorgehen der Bedien-
steten trägt dazu bei, dass es nicht zu 
mehr Gewalttätigkeiten kommt.

Neben laufenden präventiven Maß-
nahmen zur Verhinderung von Gewalt 
in Justizvollzugseinrichtungen und 
zur Resozialisierung von zu Gewaltta-
ten neigenden Gefangenen, wie Anti-
Gewalt- und Anti-Aggressionstrainings 
sowie Behandlungsprogrammen für 
Gewaltstraftäter, sind derzeit auch 
spezifische Aufklärungs- und Sensibili-
sierungsmaßnahmen für Gefangene in 
Vorbereitung.

Erkennbar gewaltbereite Gefangene, 
die mit präventiven Maßnahmen nicht 
zu erreichen sind, werden mit besonde-
ren Sicherungsmaßnahmen belegt, die 
in erster Linie dazu dienen, Mitgefan-
gene vor Übergriffen zu schützen. Ge-
fangene, die einer nicht zu konkretisie-
renden Gefahr ausgesetzt sind, können 
zu ihrem Schutz in gesonderten Abtei-
lungen untergebracht werden. Letzt-
lich dienen auch verschiedene bauliche 
Maßnahmen – beispielsweise in der 
Justizvollzugsanstalt Adelsheim in den 
vergangenen Jahren vorgenommene 
zusätzliche Bereichsabtrennungen – 
und in jüngerer Zeit vorgenommene 
Aufteilungen von Freizeitmaßnahmen 
in kleinere Gruppen dazu, Gewalt unter 
Gefangenen vorzubeugen.

Die Justizvollzugseinrichtungen ge-
hen jedem Hinweis auf Gewalt um-
gehend nach und erstatten bei An-
haltspunkten für strafbares Verhalten 
Strafanzeige bei der Polizei oder Staats-
anwaltschaft.

Sommerfest der BBW-Jugend in Stuttgart
BSBD beim Sommerfest der BBW-Jugend mit dabei

Bei strahlendem Sonnenschein und 
besten äußeren Bedingungen konn-
te die Vorsitzende der BBW-Jugend, 
Mirjam Schmidt, am 20. September 
2018 viele Vertreter der Jugendsekti-
on der Mitgliedsgewerkschaften des 
BBW auf dem Hohengeren in Stuttg-
art begrüßen.

Auch der BSBD-Jugendleiter Philipp 
Weimann aus der Justizvollzugsanstalt 
Heilbronn hatte natürlich dieser Ein-
ladung sehr gerne Folge geleistet und 
war in Begleitung des BSBD-Landes-
vorsitzenden Alexander Schmid er-
schienen. Die Ansprachen von Mirjam 
Schmidt und dem BBW-Vorsitzenden 
Kai Rosenberger zeigten, welchen 
Stellenwert der BBW seiner Jugendar-
beit einräumt. In Anwesenheit der Ko-
operationspartner von BBBank, BGV, V.l.: Alexander Schmid, Mirjam Schmidt, Kai Rosenberger und Philipp Weimann. � Foto: BBW
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Debeka und HUK-Coburg wurde an-
schließend bei kalten Getränken und 
leckerem Grillgut viel gesprochen und 
besprochen. Ein toller Abend für alle 
Anwesenden.

Die BBW-Jugend (bbw-j) ist der Zu-
sammenschluss aller Fachjugendge-
werkschaften der Mitgliedsverbände 
innerhalb des BBW und ihr gehören 
die in den Mitgliedsverbänden organi-
sierten Jugendlichen an. 

Für die Organisation und für die 
Durchführung der Jugendarbeit gilt die 
Satzung der bbw-j, in der die Ziele der 
bbw-j wie folgt definiert sind:

Die bbw-j führt ein Jugendleben nach 
eigener Ordnung mit selbständiger Ge-
schäftsführung in allen Fragen der Ju-
gendarbeit, die ihr zur Verfügung ge-
stellten Mittel verwendet sie in eigener 
Verantwortung. Sie ist parteipolitisch 
und konfessionell unabhängig.

Die BBW-Jugend vertritt die Inter
essen der jungen Beschäftigten
Die bbw-j hat die Aufgabe, die Inter
essen der jungen Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes und der privaten 
Dienstleistungsunternehmen, die eine 
öffentliche oder ehemals öffentliche 
Dienstleistung erbringen, zu vertreten 
und ist aufgerufen, alle Maßnahmen 
für die Entwicklung der Jugend zu för-
dern. Hierzu gehört die Entwicklung 
zu mitdenkenden und mithandelnden, 
kritisch/verantwortungsbewussten 
Staatsbürgern.

Die bbw-j fördert die geistigen und 
kulturellen Interessen ihrer Mitglieder. 
Sie widmet sich ferner der politischen 
Bildung sowie der nationalen und inter-
nationalen Jugendbegegnung und der 
jugendpflegerischen Arbeit im Sinne 
des Jugendwohlfahrtsgesetzes.

Als berufsbezogener Jugendverband 
hat die bbw-j die Aufgabe, berufs- und 
verbandspolitische Schulungen durch-
zuführen. Dazu gehört auch die Mitwir-
kung an der Fortentwicklung des Be-
rufsbeamtentums und des Tarifrechts.

Die bbw-j beteiligt sich an der Lösung 
der Probleme der außerschulischen Ju-
gendarbeit, der Jugendpolitik und der 
Jugendgesetzgebung.

§ 11  
(2)

Fachgruppe FGV Stellvertretung

d Vollzugsdienst im Justiz
vollzug

Jürgen Scheike
Uwe Zielinski Steffen Schelenz

e Ärztlicher Dienst Andreas Galster Yasmine Hack

f Gehobener Verwaltungsdienst Elfriede Ensle-Bohn Harald Haag

g Höherer Verwaltungsdienst Thomas Müller

h Junge Bedienstete Philipp Weinmann Gina Killewald

I Krankenpflegedienst Detlef Hamacher Silke Haustein

J Landwirtschaftlicher Dienst Martin Schäfer Gerhard Geckeler

k Mittlerer Verwaltungsdienst Klaus Frank Rainer Bittner

I Pädagogischer Dienst Karin Christeinicke Hagen König

m Psychologischer Dienst Hans Guggenheim Bert Mäckelburg

n Senioren Georg Konrath

o Sozialpädagogischer Dienst Sven Brühl Felix Grood

p Technischer  
Dienst/Werkdienst Remigius Maidel Alexander Müller

q unter das Tarifrecht fallende 
Bedienstete Sabine Glas Andreas Placht

r Weibliche Bedienstete Karin Maier Edina Basic

Bestellung der Landesfachgruppenver-
treter und Fachgruppenvertreterinnen 
bei der Landeshauptvorstandssitzung
am 28. Juni 2018 im Tagungshotel Aramis in Gäufelden

Als Datenschutzbeauftragter im BSBD-Landesverband gem. Europäischer 
DSGVO wurde Andreas Rothböck benannt und vom Landeshauptvorstand 
einstimmig bestätigt.

BSBD
Gewerkschaft Strafvollzug

Version 7: Dach    =  100 % HKS 44 K 
  BSBD     =  100 % HKS 44 K
  Gewerkschaft Strafvollzug = 100 % HKS 44 K Schrift: Arial

Kompetenz  
& Augenmaß  
für den  
Strafvollzug

Bund der  
Strafvollzugsbediensteten  
Deutschlands www.bsbd.de

Gewerkschaft Strafvollzug 

Seit 1997

Top-Finanz.de · Nulltarif-S 0800-33 10 332
Andreas Wendholt · Unabhängige Kapitalvermittlung · Prälat-Höing-Str. 19 · 46325 Borken

Top-Finanzierung für Beamte, Angestellte, Arbeiter im Öffentlichen Dienst sowie Akademiker

Unser Versprechen: „Nur das Beste für Sie aus einer 
Auswahl von ausgesuchten Darlehensprogrammen”

w

> Unverbindliche Finanzierungsberatung für Sie. Rufen Sie

uns jetzt gebührenfrei an oder besuchen Sie unsere Webseite.

Schnell und sicher für jeden Zweck: Anschaffungen, Ablösungen
von anderen Krediten oder Ausgleich Kontoüberziehungen.
Festzinsgarantie bei allen Laufzeiten: Ratenkredite bis 10 Jahre,
Beamtendarlehen von 12 bis 20 Jahre.

Schnell und sicher für jeden Zweck: Anschaffungen, Ablösungen  
von anderen Krediten oder Ausgleich Kontoüberziehungen. 
Immobilien-Finanzierung mit Zinsfestschreibung bis zu 20 Jahren 
oder für die gesamte Laufzeit.
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BSBD hat den gehobenen Verwaltungsdienst im Blick
Fachgruppe gehobener Verwaltungsdienst steckt den Fahrplan ab

Am 24. Oktober 2018 trafen sich 
die Mitglieder der Fachgruppe ge-
hobener Verwaltungsdienst in den 
Räumen der DPolG in Stuttgart zur 
Herbstsitzung der Fachgruppe geho-
bener Verwaltungsdienst. 

Fachgruppensprecherin Frau Elfriede 
Ensle-Bohn begrüßte die Teilnehmer. 
Erfreulicherweise konnten zwei Gäste, 
die Kolleginnen Andrea Bauer (JVA 
Schwäbisch Hall) und Svenja Lehner 
(JVA Mannheim), in der ansonsten fast 
vollzähligen Gruppe begrüßt werden. 
Kollege Harald Haag war wegen eines 
dienstlichen Termins entschuldigt. 

Die beiden jungen Kolleginnen be-
kundeten durch ihre Teilnahme an der 
Sitzung ihr Interesse, künftig in der 
Fachgruppe als feste Mitglieder mitar-
beiten zu wollen. Vor dem Hintergrund 
der Tatsache, dass die Mehrzahl der 
Fachgruppenmitglieder in den näch-
sten Jahren pensionsbedingt aus der 
Fachgruppe ausscheiden wird, freuen 
sich die „Altgedienten“ sehr über die 
„neuen Gesichter“. 

Zum Einstieg in die Sitzung rief Frau 
Ensle-Bohn die von der Fachgruppe 
beim Delegiertentag im Herbst 2017 ge-
stellten Anträge in Erinnerung. Durch 
die Annahme der Anträge durch die 
Delegiertenversammlung wurde der 
Landesvorstand beauftragt, sich da-
für einzusetzen, dass für freiwerdende 
Stellen im gehobenen Verwaltungs-
dienst im Justizvollzug Rechtspfleger-
anwärter/innen eingestellt werden, die 
bereits im Auswahlverfahren für die Zu-
lassung zum Studium Interesse an einer 
zukünftigen Tätigkeit im Justizvollzug 
bekunden und für diese Verwendung 
geeignet erscheinen. 

Stellen sollen mit leistungsstarken, 
insbesondere für die anspruchsvollen 
speziellen Aufgaben im Justizvollzug 
geeigneten Bewerberinnen und Bewer-
bern besetzt werden.

Ein weiterer Antrag an den Dele-
giertentag befasst sich mit der Forde-
rung, den Laufbahnangehörigen durch 
Transparenz hinsichtlich planbar frei-
werdender Stellen die Möglichkeit zu 
verschaffen, berechtigte berufliche 
Entwicklungsmöglichkeiten zu fördern 
und Entwicklungschancen einzuräu-
men. 

Anknüpfend an diese Forderungen 
widmete sich die Fachgruppe der Vor-
bereitung des Treffens mit den Herren 
Egerer und Drexler am 6. November 
2018 im Justizministerium in Stuttgart. 

In Begleitung unseres Landesvorsit-
zenden Alexander Schmid werden die 
Fachgruppenmitglieder Andreas Roth
böck und Elfriede Ensle-Bohn die 
dringendsten Anliegen der Laufbahn 
gehobener Verwaltungsdienst im Jus
tizvollzug vortragen. 
Schwerpunktthemen werden sein: 
– �Maßnahmen zur Personal-/Nach-

wuchsgewinnung. 
– �Verbesserung der Qualifizierung für 

die Aufgaben im Justizvollzug. 
– �Förderung beruflicher Entwicklungs-

möglichkeiten. 
– �Personalverstärkung auf Grund von 

Aufgabenzuwächsen und Personalzu-
wächsen in anderen Laufbahnen. 

– �Bereitstellung von Mitteln für die 
„Personalpflege“ (Verbesserung der 
Rahmenbedingungen, Aus- und Fort-
bildungsmaßnahmen etc.). 

– �Strukturelle Verbesserungen, insbe-
sondere Beförderungswartezeiten. 

Über den Verlauf des Gesprächs wird 

die Fachgruppe im nächsten Heft be-
richten. 

Anschließend beschäftigte sich die 
Fachgruppe mit dem Entwurf des Perso-
nalentwicklungskonzepts für die Lauf-
bahnen des gehobenen Justizdienstes, 
des Amtsanwaltsdienstes, des Bezirks-
notardienstes sowie des gehobenen 
Verwaltungsdienstes im Justizvollzug. 
Im Austausch mit der Justizpraxis ist 
ein Konzeptentwurf entstanden, der 
im Intranet eingesehen werden kann 
und zu welchem noch bis 15. Novem-
ber 2018 Anregungen und Kritik einge
reicht werden können. Die Anliegen der 
Fachgruppe finden sich in diesem Kon-
zept breit gestreut wieder. 

Aufgabenstellung der Fachgruppe 
wird es künftig sein, die gesteckten 
Ziele und Bekundungen zu beobach-
ten und deren Umsetzung einzufor-
dern, damit das Konzept nicht nur das 
Papier wert ist, auf dem es gedruckt 
ist, sondern wirklich gelebt wird. 

Die Leiterin der Fachgruppe Frau Ensle-Bohn im Gespräch. � Foto: BSBD BW

Gelungene Fachgruppentagung  
für weibliche Bedienstete
Vielseitiger Themenkatalog auf der Tagesordnung

Am 18. Oktober 2018 fand unsere 
diesjährige Fachgruppentagung für 
weibliche Bedienstete – diesmal auf 
dem Hohrainhof der JVA Heilbronn 
– statt.

Auch neue Fachgruppenvertreterinnen 
waren dabei, und sofort entstand ein 
vertrautes Miteinander. 

Vormittags tauschten wir uns aus 
zu Themen – wie beispielsweise Teil-
zeitbeschäft igung/Beförderungs-
möglichkeiten, die Rolle der Frau im 
Männervollzug und vieles mehr. BSBD-

Landesvorsitzender Alexander Schmid 
rundete den Vormittag mit seinem Be-
richt über den BSBD allgemein und die 
aktuellen Geschehnisse im Land ab.

Nach einem sehr guten Mittagessen, 
das uns von der JVA Heilbronn in die 
Kapelle auf dem Hohrainhof kredenzt 
wurde, durften wir Heidi Deuschle, 
die Landesfrauenvertreterin des BBW, 
begrüßen, die uns Einblick in ihre Ar-
beit und die aktuellen Themen des 
BBW ermöglichte. Zudem informierte 
sie uns über die Mütterrente und die 
Mindestversorgung. Zum Abschluss an 
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eine gelungene, wenn auch wieder zu 
kurze Tagung bekamen wir noch eine 
Führung vom Dienstleiter des Hoh
rainhofes, Kollege Freigang, der sich 
viel Zeit für uns nahm und alle Fragen 
zur „Staatsdomäne Hohrainhof“ beant-
wortete. Vielen Dank an dieser Stelle 

auch an Kollegen Thomas Stuntz für 
die perfekte Organisation der Tagung, 
sowie an die Kollegen und Kolleginnen, 
die ihn dabei in irgendeiner Weise un-
terstützt haben. Wir freuen uns auf die 
nächste Tagung für weibliche Bedien-
stete im Oktober 2019. � Karin Maier

Die Fachgruppe der Frauen im Justizvollzug – mit Alexander Schmid (links) und Thomas Stuntz.

BSBD-Tarifgruppe 
beim BBW
Verbesserungen im Tarifbereich 
werden angestrebt

Am 2. November 2018 besuchten die 
beiden Sachbearbeiterinnen für Ta-
rifangelegenheiten im BSBD-Landes-
verband Baden-Württemberg Sabine 
Glas und Sabine Bischof den in der 
Landesleitung des Beamtenbundes 
BBW zuständigen stellvertretenden 
Landesvorsitzenden Jörg Feuerba-
cher in seiner Dienststelle in Calw, 
um mit ihm über aktuelle Fragestel-
lungen der Tarifbeschäftigten im Jus
tizvollzug zu sprechen.

Themen waren neben der Eingruppie-
rung der Kolleginnen und Kollegen 
und teilweise langen Befristungen auch 
ganz generell die gemeinsame Erörte-
rung einer Strategie, die nachhaltige 
Verbesserungen gerade auch im Tarif-
bereich des Justizvollzuges ermögli-
chen soll.

Wir vom BSBD erhoben daher auch 
die Forderung, bei den anstehenden Ta-
rifverträgen eine Öffnung des Tarifver-
trages zumindest in E 8 zu erreichen. 

Herr Feuerbacher sagte hierfür seine 
Unterstützung zu.

Weiterhin soll angestrebt werden, die 
Befristungen – wie in der allgemeinen 
Justiz üblich – auf drei Jahre zu be-
schränken.

Das Gespräch mit dem Vertreter des 
Dachverbandes BBW war auch daher 
so wichtig, weil nur über gewerkschaft-
liche Netzwerke im Bereich des Tarifs 
etwas zu bewegen sein wird.

Für das Frühjahr 2019 ist eine Fach-
gruppentagung Tarif geplant. Die Ein-
ladungen werden dann über die BSBD-
OVV an die Tarifvertreter weitergeleitet. 
Wir erhoffen uns hier dann neue Im-
pulse im Austausch mit den Tarifvertre-
tern der Ortsverbände des BSBD.

Glas/Bischof

Fachgruppe Seniorinnen und  
Senioren im BSBD gegründet
BSBD gibt seinen Seniorinnen und Senioren ein Zuhause

Am 01.10.2018 haben sich auf Ein-
ladung des Landesfachgruppenspre-
chers für Seniorenfragen im BSBD, 
Georg Konrath, zahlreiche Fachgrup-
penvertreter für Seniorenfragen der 
Ortsverbände des BSBD in Gültstein 
getroffen. 

Ziel war es, eine landesweite Fachgrup-
pe zu etablieren und sich über die wei-
tere Seniorenarbeit im BSBD auszutau-
schen. Als sehr erfreulich beurteilte 
Georg Konrath, dass ein kompetentes 
und engagiertes Team neu gewählt 
werden konnte und somit die Betreu-
ung der Seniorinnen und Senioren im 

BSBD, die sich ganz wesentlich auf 
die Kooperation mit dem Seniorenver-
band ö.D.BW (Premiummitgliedschaft) 
gründet, gewährleistet werden kann. 
Folgende Funktionen wurden besetzt:
1. �Georg Konrath – Landesfachgrup-

pensprecher
2. �Uwe Zielinski – Stellvertretender 

Landesfachgruppensprecher
3. Uwe Pappert – Schriftführer
4. Jürgen Scheike – Pressereferent
5. Siegfried Sailer – Beisitzer
6. Otmar Maile – Beisitzer
7. Hardy Wolf – Beisitzer
8. �Frank Maertins – Vertreter des  

Landesvorstandes
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Hinten, v.l.  
Hardy Wolf,  
Jürgen Scheike.  
Mitte v.l.  
Uwe Pappert, 
Frank Maertins, 
Uwe Zielinski.  
Vorne v.l.  
Siegfried Sailer, 
Otmar Mail und 
Georg Konrath. �  
Foto: BSBD BW

Sabine Bischof, Jörg Feuerbacher und Sabine 
Glas. � Foto: BSBD BW
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PM des JuM BW vom 11.07.2018 (Auszug, Red.)

Arbeitstherapie der JVA Rottenburg baut Wildbienenhaus
Übergabe an Bundeskanzlerin Angela Merkel bei der 55. Stallwächterparty

Aufgrund vieler Anfragen ist Aufnah-
me in die Produktpalette geplant. 
Minister der Justiz und für Europa 
Guido Wolf: „Ich freue mich, dass es 
das Wildbienenhotel aus Rottenburg 
in die Schlagzeilen geschafft hat. Das 
ist auch eine Anerkennung für die 
tolle Arbeit der Beschäftigten im Voll-
zuglichen Arbeitswesen.“

Ministerpräsident Winfried Kretsch-
mann hat Bundeskanzlerin Angela 
Merkel bei der 55. Stallwächterparty 
in der Vertretung des Landes Baden-
Württemberg beim Bund ein Wildbie-
nenhaus für das Bundeskanzleramt 
übergeben. Dieses stammt aus der Ar-
beitstherapie der Justizvollzugsanstalt 
Rottenburg. Inzwischen sind so viele 
Anfragen zum Wildbienenhaus einge-
gangen, dass geplant ist, dieses in die 
reguläre Produktpalette der Arbeitsthe-
rapie in Rottenburg aufzunehmen.

Das auf Wunsch der Landesvertre-
tung individuell konstruierte und ge-
baute Wildbienenhaus ist ein gutes 
Beispiel für die pfiffigen Produkte aus 
unseren Justizvollzugsanstalten. Das 
Wildbienenhotel aus Rottenburg ist 
auch eine Anerkennung für die tolle Ar-
beit der Beschäftigten im „Vollzuglichen 
Arbeitswesen“. Die Arbeitstherapie der 
JVA hat auf Wunsch der Landesvertre-
tung Baden-Württemberg das Wildbie-

nenhaus mit dem Umriss von Baden-
Württemberg konstruiert. Es besteht 
aus einer Platte und wasserfest ver-
leimten, FSC-zertifizierten Multiplex-
platten. Die Boxen wurden mit Schilf 
und Papprohren befüllt. Gebaut wurde 
es von einem Gefangenen, der, bevor 
er in die Arbeitstherapie kam, noch nie 
mit Holz gearbeitet hat, innerhalb zwei-

er Arbeitstage. Für die Produkte der 
Arbeitstherapie in Rottenburg wird nur 
Holz aus nachhaltiger regionaler Forst-
wirtschaft verwendet. In der Arbeitsthe-
rapie Rottenburg werden verschiedene 
Holzprodukte hergestellt, darunter eine 
Vielzahl an Umweltschutzprodukten wie 
Vogelfutterhäuschen, Nistkästen und In-
sektenhotels. 

Ministerpräsident Winfried Kretschmann übergibt Bundeskanzlerin Angela Merkel das Wildbienen-
haus aus der Arbeitstherapie der Justizvollzugsanstalt Rottenburg. 
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